
Im Koalitionsvertrag der CDU/SPD 2025 wurde die Novellierung des 
Wissenschaftsfreiheitsgesetzes mit dem Anspruch verbunden, Bürokratie abzubauen 
sowie die Handlungs- und Entscheidungsfreiheit der Wissenschaftseinrichtungen zu 
erweitern. In dem am 9.12.25 vom BMFTR übersandten Referentenentwurf „Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Flexibilisierung von 
haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen außeruniversitärer 
Wissenschaftseinrichtungen (Wissenschaftsfreiheitsgesetz – WissFG)“ wurde deutlich, 
dass der vorliegende Entwurf diesen Erwartungen aus Sicht der Helmholtz-
Gemeinschaft noch nicht ausreichend gerecht wird und weitergehende 
Flexibilisierungen erforderlich sind.

Beispielsweise sind insbesondere weitergehende Flexibilisierungen im Personalbereich 
erforderlich. Zentrale Anliegen sind die grundlegende Modernisierung des 
Zulagensystems, einschließlich der Möglichkeit, TVöD-Zulagen unabhängig von 
Gewinnungs- oder Haltefällen zu gewähren, sowie die Schaffung klarer rechtlicher 
Rahmenbedingungen für wissenschaftliche Gäste und Stipendiatinnen und 
Stipendiaten. Darüber hinaus sind beschleunigte Anerkennungsverfahren 
internationaler Abschlüsse, der Abbau von Berichtspflichten sowie der Wegfall 
ministerieller Zustimmungserfordernisse bei personalrechtlichen Maßnahmen 
notwendig. Diese Maßnahmen würden insgesamt zu einem deutlichen 
Bürokratieabbau, größerer Planungssicherheit und einer nachhaltigen Stärkung der 
Attraktivität des Forschungsstandorts Deutschland beitragen.

Die Helmholtz-Gemeinschaft würde daher begrüßen, den Dialog mit dem BMFTR im 
neuen Jahr fortzusetzen, um das Wissenschaftsfreiheitsgesetz ambitionierter und 
praxisnäher auszugestalten.
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